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den ist. Es kann jedoch nicht verlangt 
werden, daß die Krisenbekämpfungs­
maßnahmen nach Artikel 58 EGKS-
Vertrag als Korrektiv der Auswirkung 
rechtswidriger Beihilfen der Mitglied­
staaten eingesetzt werden. 

6. Jede Produktionsbeschränkung wirkt 
sich aufgrund der Beschaffenheit des 
in Artikel 58 EGKS-Vertrag vorgese­
henen Instruments sowohl auf die Ab­
satzmöglichkeiten im Gemeinsamen 
Markt als auch auf die Exportmög­
lichkeiten aus. Die Einführung von 
Erzeugungsquoten wäre wirkungslos, 
wenn es den Unternehmen weiterhin 
freistünde, unkontrollierte Mengen 
nach Drittländern auszuführen, denn 
derartige Ausfuhren könnten nicht 
nur eine Beeinträchtigung der Interes­
sen der Gemeinschaft auf diesen 
Märkten, sondern auch den Rückfluß 
bestimmter Mengen auf den Binnen­
markt zur Folge haben und somit des­
sen Gleichgewicht gefährden. 

7. Die Entscheidung darüber, inwieweit 
im Rahmen der nach Artikel 58 
EGKS-Vertrag zu erlassenden Maß­
nahmen der Handel mit Drittländern 
berücksichtigt werden soll, steht im 
Ermessen der Kommission. Denn die­
ses Organ hat insoweit sowohl den 
eigenen Bedürfnissen des Gemeinsa­
men Marktes als auch den Belangen 
der Gemeinschaft in ihren Beziehun­
gen zu Drittländern Rechnung zu tra­
gen. Zwar ermächtigt Artikel 58 die 
Kommission, in einer offensichtlichen 
Krise auf die Erzeugung einzuwirken, 
ohne daß in diesem Zusammenhang 
der Handel mit Drittländern erwähnt 
wird. Gleichwohl kann diese Bestim­
mung nicht dahin ausgelegt werden, 
daß jedem Unternehmen nur eine glo­
bale Erzeugungsquote mit der Mög­
lichkeit des Absatzes entweder auf 
dem Binnenmarkt oder auf einem 
Drittlandsmarkt zugeteilt werden 
dürfte. 

In den verbundenen Rechtssachen 311/81 und 30/82 , 

KLÖCKNER-WERKE AG, Unternehmen der Stahlindustrie mit Sitz in Duisburg, 
vertreten durch Professor Bodo Börner von der Universität Köln, Zustel­
lungsbevollmächtigter in Luxemburg: Rechtsanwalt Ernest Arendt, 34 B, rue 
Philippe-II, 

Klägerin, 

gegen 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren 

Rechtsberater Norber t Koch als Bevollmächtigten, Beistand : Professor Eber­
hard Grabitz von der Freien Universität Berlin, Zustellungsbevollmächtigter 
in Luxemburg: Oreste Mon tako vom Juristischen Dienst der Kommission, 
Jean-Monnet -Gebäude , Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 
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wegen Gesamt- oder Teilaufhebung der Einzelfallentscheidungen der Kom­
mission vom 26. Oktober 1981 und vom 4. Dezember 1981, durch die die 
Erzeugungsquoten der Klägerin für das vierte Quartal 1981 bzw. für das 
erste Quartal 1982 festgesetzt wurden, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten A. O'Keeffe, der Richter 
P. Pescatore, G. Bosco, T. Koopmans und K. Bahlmann, 

Generalanwalt: G. Reischl 
Kanzler: P. Heim 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

I — Sachverhalt und schriftliches 
Verfahren 

Angesichts einer offensichtlichen Krise 
des Stahlmarkts im Sinne von Artikel 58 
EGKS-Vertrag erließ die Kommission 
am 31. Oktober 1980 die Entscheidung 
Nr. 2794/80 zur Einführung eines Sy­
stems von Erzeugungsquoten für Stahl 
für die Unternehmen der Stahlindustrie 
(ABl. L 291, S. 1), die bis zum 30. Juni 
1981 gelten sollte. 

Nach den Artikeln 2 bis 4 der genannten 
Entscheidung setzte die Kommission für 
jedes Unternehmen vierteljährliche Er­
zeugungsquoten für Rohstahl und für 

jede der vier Gruppen fest, in die die 
Walzerzeugnisse eingeteilt waren. Bei 
der Berechnung dieser Quoten wurde 
auf die vierteljährlichen Vergleichspro­
duktionen der einzelnen Unternehmen 
abgestellt. Dabei wurde für jeden Monat 
des betreffenden Quartals der gleiche 
Monat während des Zeitraums von Juli 
1977 bis Juni 1980 berücksichtigt, in dem 
die Summe der Produktion der vier 
Gruppen von Walzerzeugnissen am 
größten war. Die drei auf diese Weise 
bestimmten Monate bildeten den Ver­
gleichszeitraum. Die Vergleichsproduk­
tionen für Rohstahl und für jede der vier 
Gruppen von Walzerzeugnissen waren 
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gleich der entsprechenden Produktion 
während des Vergleichszeitraums. 

In den Fällen, die in den Nummern 3, 4 
und 5 des Artikels 4 der Entscheidung 
vorgesehen waren, konnte die Kommis­
sion jedoch die Vergleichsproduktionen 
und damit die den betroffenen Unter­
nehmen zuzuteilenden Quoten innerhalb 
bestimmter Grenzen heraufsetzen. 
Außerdem konnten sich die Unterneh­
men nach der Entscheidung an die Kom­
mission wenden, wenn die Produktions­
oder Lieferbeschränkungen gemäß der 
Entscheidung und ihren Durchführungs­
bestimmungen für sie außergewöhnliche 
Schwierigkeiten nach sich zogen. Die 
Kommission untersuchte dann den Fall 
unverzüglich auf der Grundlage der Ziel­
setzung der Entscheidung und konnte 
gegebenenfalls deren Bestimmungen der 
besonderen Situation anpassen. 

Als die Geltungsdauer dieser Regelung 
endete, erließ die Kommission wegen des 
Anhaltens der offensichtlichen Krise die 
neue allgemeine Entscheidung Nr. 
1831/81 vom 24. Juni 1981 (ABl. L 180, 
S. 1), durch die die Quotenregelung mit 
einigen Änderungen verlängert wurde. 

Im einzelnen wurden sechs Gruppen von 
Rohstahl und Walzerzeugnissen gebildet; 
die erste dieser Gruppen (die die Erzeug­
nisse betrifft, um die es in der vorliegen­
den Rechtssache geht) wurde außerdem 
in vier Untergruppen unterteilt. Lediglich 
die zu dieser Gruppe gehörenden Er­
zeugnisse wurden, von einigen Ausnah­
men abgesehen, der neuen Quotenrege­
lung unterworfen, während für die ande­
ren Erzeugnisse ein Überwachungssy­
stem eingeführt wurde. 

Die Methode zur Berechnung der Ver­
gleichsproduktion der unter die Quoten­
regelung fallenden Erzeugnisse wurde 
dahin gehend geändert, daß neue Be­
rechnungsgrundlage das Mittel aus der 
für einen erweiterten Vergleichszeitraum 

ermittelten Produktion und der Ver­
gleichsproduktion sein sollte, die der 
Quotenfestsetzung nach der Entschei­
dung Nr. 2794/80 zugrunde gelegt wor­
den war. Der erste Betrag dieses Mittels 
errechnet sich aus der Produktion a) im 
Jahr 1974, b) in den zwölf günstigsten 
Monaten des Zeitraums von Juli 1977 bis 
Juni 1980 und c) in den zwölf Monaten 
von Juli 1979 bis Juni 1980. Bei dem 
zweiten Betrag handelt es sich um die 
jährliche Produktionsmenge, die sich aus 
den Erzeugungsquoten ergibt, die den 
Unternehmen gemäß der Entscheidung 
Nr. 2794/80 für das vierte Quartal 1980 
und das erste Quartal 1981 zugeteilt 
worden waren. 

Die in der früheren Entscheidung (Arti­
kel 4 Nr. 3) vorgesehene Möglichkeit der 
Einzelfallanpassung bei Unternehmen, 
bei denen der Auslastungsgrad der Pro­
duktionskapazitäten mehr als 10 % unter 
dem Gemeinschaftsdurchschnitt lag, 
wurde abgeschafft, und die in Artikel 14 
enthaltene allgemeine Billigkeitsklausel, 
die eine Anpassung der Quoten bei 
„außergewöhnlichen Schwierigkeiten" 
ermöglichte, wurde auf kleine Unterneh­
men beschränkt. 

Aufgrund der genannten Regelung teilte 
die Kommission der Firma Klöckner-
Werke AG, Duisburg, mit Schreiben vom 
26. Oktober 1981 deren Vergleichspro­
duktionen und Erzeugungsquoten für 
das vierte Quartal 1981 und mit Schrei­
ben vom 4. Dezember 1981 die Ver­
gleichsproduktionen und Erzeugungs­
quoten für das erste Quartal 1982 mit. 
Es ist unstreitig, daß diese Schreiben 
Einzelfallentscheidungen enthalten. Im 
einzelnen wurden, was für die vorliegen­
den Rechtssachen von Belang ist, in der 
ersten dieser beiden Einzelfallentschei­
dungen die Erzeugungsquoten für die 
Erzeugnisse der Gruppen la und Ib auf 
197 920 t bzw. 203 563 t und in der 
zweiten Einzelfallentscheidung auf 
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178 611 bzw. 191 931 t festgesetzt. 
Außerdem wurde in den beiden Ent­
scheidungen für die Erzeugnisse aller 
Gruppen der Teil der jeweiligen Quote 
festgesetzt, der innerhalb des Gemeinsa­
men Marktes geliefert werden darf. 

Gemäß Artikel 33 EGKS-Vertrag hat die 
Firma Klöckner eine am 8. Dezember 
1981 in das Register der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragene Klage auf (Ge­
samt- oder, hilfsweise, Teil-)Aufhebung 
der Entscheidung der Kommission vom 
26. Oktober 1981 erhoben. 

Dasselbe Unternehmen hat eine weitere, 
am 15. Januar 1982 in das Register der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragene 
Klage auf (Gesamt- oder, hilfsweise, 
Teil-)Aufhebung der Entscheidung der 
Kommission vom 4. Dezember 1981 er­
hoben. Mit Beschluß vom 5. Mai 1982 
hat der Gerichtshof die beiden Rechtssa­
chen wegen ihres Zusammenhangs zu 
gemeinsamer mündlicher Verhandlung 
und Entscheidung verbunden. 

Auf Bericht des Berichterstatters und 
nach Anhörung des Generalanwalts hat 
der Gerichtshof beschlossen, die münd­
liche Verhandlung ohne vorherige Be­
weisaufnahme zu eröffnen. Mit Beschluß 
vom 13. Oktober 1982 hat er die verbun­
denen Rechtssachen an die Vierte Kam­
mer verwiesen. 

II — A n t r ä g e der P a r t e i e n 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Beklagten vom 
26. Oktober 1981 aufzuheben, 

— hilfsweise: 
a) die Produktionsquoten der ge­

nannten Entscheidung insoweit 
aufzuheben, als sie die folgenden 
Quoten unterschreiten: 
Produktionsgruppe la 330 462 t/ 
Quartal 

Produktionsgruppe Ib 339 924 t / 
Quartal 

b) die Produktionsquoten insoweit 
aufzuheben, als die Produktion 
nachweislich für dritte Länder be­
stimmt ist, 

c) die Entscheidung insoweit aufzu­
heben, als sie einen Teil der Pro­
duktionsquoten festlegt, der auf 
dem Gemeinschaftsmarkt geliefert 
werden kann, 

— die Entscheidung der Beklagten vom 
4. Dezember 1981 aufzuheben, 

— hilfsweise: 
a) die Produktionsquoten der ge­

nannten Entscheidung insoweit 
aufzuheben, als sie die folgenden 
Quoten unterschreiten: 
Produktionsgruppe la 302 500 t/ 
Quartal 
Produktionsgruppe Ib 325 300 t/ 
Quartal 

b) die Produktionsquoten insoweit 
aufzuheben, als die Produktion 
nachweislich für dritte Länder be­
stimmt ist, 

c) die Entscheidung insoweit aufzu­
heben, als sie einen Teil der Pro­
duktionsquoten festlegt, der auf 
dem Gemeinschaftsmarkt geliefert 
werden kann, 

— der Beklagten die Kosten des Verfah­
rens aufzuerlegen. 

Die Kommission beantragt, 

— die Klage abzuweisen und 

— der Klägerin die Kosten des Rechts­
streits aufzuerlegen. 

I I I — Angri f fs - und V e r t e i d i ­
gungsmi t t e l der Pa r t e i en 

Die Klägerin bringt zur Begründung ih­
rer Klagen fünf Rügen vor, die sich teils 
gegen die allgemeine Entscheidung Nr. 

1554 



KLÖCKNER-WERKE / KOMMISSION 

1831/81, teils gegen die Einzelfallent­
scheidungen vom 28. Oktober und vom 
4. Dezember 1981 richten. Die Klägerin 
rügt: 

a) die Verletzung des Gebots der Ge­
währleistung einer Mindestauslastung 
der Produktionskapazität der Unter­
nehmen, 

b) die Verletzung einer wesentlichen 
Formvorschrift, nämlich die Unzu­
länglichkeit der Begründung der Ent­
scheidung Nr. 1831/81, 

c) die Nichtbeachtung der Auswirkun­
gen des Verstoßes gegen das Verbot 
staatlicher Subventionen für die Stahl­
industrie, 

d) die Rechtswidrigkeit der Festsetzung 
von „Lieferquoten" für den Gemein­
samen Markt und die Kontingentie­
rung der Ausfuhren, 

e) das Fehlen der Zustimmung des Rates 
oder jedenfalls eines Nachweises die­
ser Zustimmung. 

A — Zur ersten Rüge 

Die Klägerin rügt, daß die genannte all­
gemeine Entscheidung und die genann­
ten Einzelfallentscheidungen das in Arti­
kel 58 § 2 Absatz 2 EGKS-Vertrag ent­
haltene Gebot der Mindestbeschäftigung 
verletzten. Aus der genannten Vorschrift 
ergebe sich, daß die für ein Unterneh­
men festgesetzte Produktionsquote eine 
bestimmte Untergrenze der Kapazitäts­
auslastung nicht unterschreiten dürfe. 
Diese Untergrenze entspreche dem 
Durchschnitt der Auslastung der Unter­
nehmen in der Gemeinschaft, der sich 
ohne Berücksichtigung der Untergrenze 
aus den gekürzten Vergleichsproduktio­
nen der Entscheidung Nr. 1831/81 er­
gebe. Der EGKS-Vertrag verbiete es der 
Kommission also, ohne Ansehen der 
Ausgangskapazitätsauslastung eine Ver­
gleichsproduktion gleichmäßig um einen 

bestimmten Prozentsatz zu kürzen; er 
gebiete es vielmehr, die Unternehmen zu 
schützen, die eine derartige Kürzung 
möglicherweise am härtesten treffen und 
am stärksten gefährden würde, und das 
seien diejenigen Unternehmen, deren 
Ausgangskapazitätsauslastung besonders 
niedrig sei. Dies beruhe auf einem allge­
meinen Rechtsgedanken der Rechtsord­
nungen aller Mitgliedsstaaten wie auch 
der Überlegung, daß es für ein Unter­
nehmen offensichtlich gefährlicher sei, 
wenn bei einer Kapazitätsauslastung von 
50 % die Produktion um 10 % auf 45 % 
gekürzt werde, als wenn bei einer Kapa­
zitätsauslastung von 100 % die Produk­
tion auf 90 % gekürzt werde. 

Diesen Forderungen genügten die an­
gefochtenen Einzelfallentscheidungen 
nicht. Die Kommission habe die Produk­
tion der Warmbreitbandstraße II im Bre­
mer Werk der Klägerin auf eine Kapazi­
tät von 355 000 t pro Monat bezogen, 
während die Kapazität dieser Straße im 
Zeitraum Juli 1977 bis Juni 1980 tatsäch­
lich 459 000 t pro Monat betragen habe. 
Demgemäß sei die Kapazität der Straße 
nur zu 30,8 % (Einzelfallentscheidung 
vom 26. 10. 1981) und zu 28 ,4% (Ein­
zelfallentscheidung) vom 4. 12. 1981) 
ausgelastet gewesen, während die Durch­
schnittsauslastung der Gemeinschaft im 
vierten Quartal 1981 51 ,4% und im er­
sten Quartal 1982 48,2 °/o betragen habe. 

Nach Ansicht der Klägerin beträgt der 
Wert, der richtigerweise für die maxi­
male Produktionskapazität hätte zu­
grunde gelegt werden müssen, 459 000 t 
pro Monat. Dies ergebe sich zweifelsfrei 
aus mehreren Leistungstests und aus den 
Gutachten der Firma Kawasaki Steel 
Corporation, des Institut de recherche de 
la sidérurgie française (Forschungsanstalt 
der französischen Metallindustrie; IRSF) 
und von Professor Jeschar von der Tech­
nischen Universität Clausthal-Zellerfeld. 
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Für den Fall, daß der Gerichtshof diese 
Gutachten nicht als ausreichend ansehen 
sollte, bietet die Firma Klöckner weitere 
Beweise an. Bei der Festsetzung der Er­
zeugungsquoten komme es auf frühere 
Meldungen über die Kapazität, die die 
Klägerin für statistische Zwecke auf dem 
Fragebogen 2-61 abgegeben habe, nicht 
an; entscheidend sei ausschließlich die 
heutige wirkliche Kapazität, denn es 
gehe nicht an, die Zahlen für einen frü­
heren Zeitraum mit denen für einen spä­
teren Zeitraum zu vergleichen, da der 
Vergleich innerhalb ein und desselben 
Zeitraums vorzunehmen sei. 

Von diesen Prämissen ausgehend errech­
net die Klägerin die Quoten, die ihr hät­
ten zugeteilt werden müssen, wenn ihr 
ein dem Gemeinschaftsdurchschnitt ent­
sprechender Auslastungsgrad zugestan­
den worden wäre, und kommt zu dem 
Ergebnis, daß ihre Quoten für das vierte 
Quartal 1981 in der Erzeugnisgruppe la 
330 462 t und in der Erzeugnisgruppe Ib 
339 924 t sowie für das darauffolgende 
Quartal 302 500 bzw. 325 000 t hätten 
betragen müssen. Auf diese Berechnung 
stützt die Klägerin ihre Hilfsanträge, die 
angefochtenen Entscheidungen insoweit 
aufzuheben, als mit ihnen diese Beträge 
unterschreitende Quoten festgesetzt wor­
den sind. 

Die Kommission erhebt vorab gegen 
diese Hilfsanträge die Einrede der Unzu­
lässigkeit. Sie macht geltend, die Kläge­
rin verlange die Festsetzung höherer 
Produktionsquoten, als ihr tatsächlich 
zugeteilt worden seien; einen solchen 
Antrag könne sie jedoch nur im Verfah­
ren der Untätigkeitsklage stellen, dessen 
Voraussetzungen im vorliegenden Fall 
nicht erfüllt seien. 

In der Sache führt die Kommission aus, 
die Klägerin habe kaum dargelegt, inwie­
fern man aus Artikel 58 EGKS-Vertrag 
oder einer sonstigen Bestimmung des 
Vertrages das angebliche Verbot, ohne 

Ansehen der Ausgangskapazitätsausla­
stung eine Vergleichsproduktion gleich­
mäßig zu kürzen, sowie das angebliche 
Gebot, die Unternehmen mit besonders 
niedriger Ausgangskapazitätsauslastung 
zu schützen, ableiten könne. Tatsächlich 
sei keine einzige derartige Bestimmung 
im Vertrag enthalten und könne auch 
nicht aus einem angeblichen allgemeinen 
Rechtsgedanken der Rechtsordnungen 
aller Mitgliedstaaten abgeleitet werden. 
Deshalb sei das gesamte Vorbringen der 
Klägerin, mit dem dargetan werden 
solle, daß die Warmbreitbandstraße II in 
Bremen eine höhere als die von der Be­
klagten angenommene Kapazität habe, 
unerheblich. 

Die Klägerin trägt in ihrer Erwiderung 
vor, die Einrede der Unzulässigkeit sei 
unbegründet, da die angefochtenen Ent­
scheidungen das Unternehmen nicht be­
günstigten, sondern belasteten, und das 
Unternehmen ohne sie soviel Stahl und 
Walzerzeugnisse produzieren dürfte, wie 
es wollte. Eine Untätigkeitsklage hätte 
daher nach Ansicht der Klägerin keinen 
Sinn. Außerdem sei ein belastender Ver­
waltungsakt nach dem EGKS-Vertrag 
nur mit einer Anfechtungsklage, nicht 
aber mit einer Untätigkeitsklage angreif­
bar. 

Das Verbot jeder gleichmäßigen Kür­
zung der Vergleichsproduktionen und 
das Gebot, die Unternehmen mit beson­
ders niedrigem Auslastungsgrad zu 
schützen, ergäben sich nicht nur aus Ar­
tikel 58 EGKS-Vertrag, sondern auch 
aus Artikel 14 b der Entscheidung Nr. 
1831/81, der in diese durch die Ent­
scheidung Nr. 533/82 der Kommission 
vom 3. März 1982 (ABl. L 65, S. 6) über 
Betonstahl eingefügt worden sei. 

Was die Kapazität der Walzstraße II in 
Bremen anbelangt, so trägt die Klägerin 
unter Vorlage eines zusätzlichen Gutach­
tens vor, aus diesem sowie aus anderen 
in den Akten befindlichen Unterlagen 
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lasse sich die weitere Rüge ableiten, daß 
die Kommission Artikel 4 Nr. 3 der Ent­
scheidung Nr. 2794/80 falsch angewandt 
habe, was sich wegen Artikel 6 Nr. 1' 
Buchstabe a der Entscheidung Nr. 
1831/81 auch auf die Quotenfestsetzung 
nach dieser letztgenannten Entscheidung 
auswirke. Für die Quotenfestsetzung 
komme es nämlich auf die Kapazität der 
Jahre 1977, 1978 und 1979 an; schon da­
mals habe die Kapazität 459 000 t betra­
gen, so daß die Quoten schon von Be­
ginn der Geltungsdauer der Regelung an 
höher hätten sein müssen. 

Die Kommission macht in ihrer Gegener­
widerung geltend, mit der Einfügung 
eines neuen Artikels in die Entscheidung 
Nr. 1831/81 habe sie lediglich dem Um­
stand Rechnung getragen, daß die Quo­
tenregelung für bestimmte Unternehmen 
sowohl wegen der geringen Größe ihrer 
Anlagen als auch wegen ihrer Abhängig­
keit von einer begrenzten Zahl von Er­
zeugnissen außergewöhnliche Schwierig­
keiten verursachen könne. Sie habe ledig­
lich der Feststellung außergewöhnlicher 
Schwierigkeiten andere Kriterien zu­
grunde gelegt, keineswegs aber ein Ge­
bot der Mindestauslastung der Kapazität 
anerkannt. Daß ein solches Verbot nicht 
bestehe, habe im übrigen der Gerichtshof 
in seinem Urteil vom 3. März 1982 in 
der Rechtssache 14/81 (Alpha Steel, 
noch nicht veröffentlicht) festgestellt. 

B — Zur zweiten Rüge 

Die Klägerin trägt vor, die Kommission 
habe nicht begründet, weshalb das Un­
ternehmen in der Entscheidung Nr. 
1831/81 im Vergleich zu der vorange­
gangenen Entscheidung Nr. 2794/80 
schlechter gestellt worden sei. Damit 
habe sie gegen eine wesentliche Form­
vorschrift, nämlich gegen Artikel 15 Ab­
satz 1 EGKS-Vertrag verstoßen, wonach 
Entscheidungen mit Gründen zu verse­
hen seien. 

Die Kommission bestreitet die Prämisse 
dieser Rüge, indem sie vorträgt, die 
Quotenregelung der Entscheidung Nr. 
1831/81 habe keine generelle Schlechter­
stellung der Unternehmen im Vergleich 
zur Entscheidung Nr. 2794/80 mit sich 
gebracht. Jedenfalls seien die mit der 
Entscheidung Nr. 1831/81 an der ge­
nannten Regelung vorgenommenen Än­
derungen in den Begründungserwägun­
gen dieser Entscheidung dargelegt und 
damit die Begründungspflicht erfüllt 
worden. 

Die Klägerin erwidert, durch die Ent­
scheidung Nr. 1831/81 sei ihre Position 
bei den Erzeugnissen der Gruppen la 
und Ib dadurch erheblich verschlechtert 
worden, daß eine nach der vorangegan­
genen Entscheidung, insbesondere nach 
deren Artikel 4, errechnete Erzeugungs­
quote nur noch zur Hälfte berücksichtigt 
werde. Diese Schlechterstellung sei aber 
in den Begründungserwägungen der Ent­
scheidung Nr. 1831/81 nicht begründet 
worden. 

Die Kommission entgegnet, die Klägerin 
verkenne bei ihrem Vorbringen zu die­
sem Punkt die Methode für die Berech­
nung der Vergleichsproduktion gemäß 
Artikel 6 Nr. 1 der fraglichen Entschei­
dung. In diese Berechnung würden näm­
lich in dem ersten Betrag das letzte Jahr 
vor der Krise, die Krisenjahre 1977 bis 
1980 und ein Jahr kurz vor Inkrafttreten 
der Quotenregelung einbezogen, wäh­
rend in dem zweiten Betrag die nach der 
Entscheidung Nr. 2794/80 vorgenomme­
nen Anpassungen berücksichtigt würden, 
die ohne Abstriche, also nicht nur zur 
Hälfte, in die Berechnung der Vergleichs­
produktion eingingen. Da als Vergleichs­
produktion das arithmetische Mittel zwi­
schen dem ersten und dem zweiten Be­
trag definiert werde, würden Abweichun­
gen von einem mittleren Produktionsni­
veau, wie sie sich durch individuelle An­
passungen nach der Entscheidung Nr. 
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2794/80 ergäben, korrigiert. Die in der 
ersten Entscheidung enthaltene Regelung 
sei geändert worden, weil sie einige Un­
ternehmen der Gemeinschaft, insbeson­
dere die Klägerin, zu sehr begünstigt 
habe; mit der neuen Regelung sei diese 
Besserstellung lediglich partiell zurück­
genommen worden. Von einer 
„Schlechterstellung" könne daher nicht 
die Rede sein, so daß die Rüge der 
Nichtbegründung dieser angeblichen 
Schlechterstellung ins Leere gehe. Im üb­
rigen habe die Kommission wegen der 
allgemeinen Geltung der Entscheidung 
Nr. 1831/81 lediglich die Gründe für die 
Änderung der Methode für die Berech­
nung der Vergleichsproduktionen darle­
gen müssen, was in der vierten Begrün­
dungserwägung der Entscheidung ge­
schehen sei. 

C — Zur dritten Rüge 

Die Klägerin macht geltend, die Vertei­
lung der Quoten auf die Unternehmen 
der Gemeinschaft gemäß der fraglichen 
allgemeinen Entscheidung sei insofern 
nicht auf einer „base équitable" vorge­
nommen worden, als die Kommission die 
Auswirkungen der Subventionen nicht 

. berücksichtigt habe, die der Stahlindu­
strie in einigen Mitgliedstaaten unter 
Verstoß gegen Artikel 4 Buchstabe c 
EGKS-Vertrag gewährt würden. Nach 
Ansicht der Klägerin hätte.die Beklagte 
diese rechtswidrigen Subventionen be­
rücksichtigen müssen, indem sie entwe­
der den nicht subventionierten Unterneh­
men eine höhere Quote zugeteilt oder 
aber die Quote der durch diese Beihilfen 
unterstützten Unternehmen herabgesetzt 
hätte. Denn der genannte Verstoß gegen 
den Vertrag habe bei den subventionier­
ten Unternehmen Produktionssteigerun­
gen, die ohne die Subventionen nicht 
eingetreten wären, zur Folge gehabt, da 
diese Unternehmen zu höheren Investi­
tionen als die anderen Unternehmen in 
der Lage gewesen seien. 

Nach Ansicht der Firma Klöckner kann 
sich die Kommission nicht auf die Mög­
lichkeit berufen, gegen die genannten 
Verstöße nach Artikel 88 EGKS-Vertrag 
(den die Beklagte ohnehin noch nie in 
diesem Zusammenhang angewandt habe) 
vorzugehen; auch auf Artikel 67 EGKS-
Vertrag könne sie sich nicht berufen, da 
diese Vorschrift nicht die nach Artikel 4 
Buchstabe c verbotenen Subventionen be­
treffe. 

Die Kommission bestreitet nicht, daß die 
Mitgliedstaaten Unternehmen der Stahl­
industrie Subventionen gewährten; sie 
hält jedoch die in diesem Zusammenhang 
von der Klägerin im Anhang 6 zur Klage 
gemachten Angaben über die Höhe die­
ser Subventionen für unzutreffend. Je­
denfalls komme es auf die Höhe dieser 
Subventionen im vorliegenden Verfahren 
nicht an. 

Die von den Mitgliedstaaten an die 
Stahlindustrie geleisteten Subventionen 
fielen nämlich nicht unter das Verbot des 
Artikels 4 Buchstabe c EGKS-Vertrag. 
Dieses Verbot gelte nämlich nur für spe­
ziell den EGKS-Industrien gewährte 
Subventionen oder Beihilfen, während 
Hilfen, die diese Industrien im Zuge 
einer allgemeinen Ausübung der von den 
Mitgliedstaaten zurückbehaltenen Befug­
nisse auf den Gebieten der Wirtschafts-, 
Industrie-, Regional-, Steuer- und So­
zialpolitik erhielten, nach Artikel 67 zu 
beurteilen seien. Dieser verbiete allge­
meine Unterstützungen nicht, sondern 
sehe nur ein Verfahren vor, in dem posi­
tive oder negative Auswirkungen dieser 
Maßnahmen auf die Montanunterneh­
men beseitigt werden sollten. 

Wenn die Klägerin meine, daß Artikel 67 
EGKS-Vertrag die nach Artikel 4 Buch­
stabe c EGKS-Vertrag verbotenen Sub­
ventionen unberührt lasse, so sei das 
zwar richtig, bedeute aber nicht, daß die 
Kommission sich nicht auf Artikel 67 
EGKS-Vertrag berufen könne. Beide 
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Vorschriften beträfen nämlich verschie­
dene Axten von Subventionen: Während 
Artikel 67 sich auf die allgemeinen Bei­
hilfen beziehe, betreffe Artikel 4 Buch­
stabe c spezifische Beihilfen, d. h. solche 
Beihilfen, die nur der Stahlindustrie ge­
währt würden. 

Außerdem verstießen spezifische Beihil­
fen zugunsten der Stahlindustrie nicht 
gegen das Beihilfenverbot nach Artikel 4 
Buchstabe c EGKS-Vertrag, soweit sie 
sich im Rahmen der gemeinschaftlichen 
Regeln der Entscheidungen der Kommis­
sion Nr. 257/80 vom 1. Februar 1980 
(ABl. L 29, S. 5) und Nr. 2320/81 vom 
7. August 1981 zur Einführung gemein­
schaftlicher Regeln für Beihilfen zugun­
sten der Eisen- und Stahlindustrie (ABl. 
L 228, S. 14) hielten. 

Jedenfalls könnten auch spezielle Sub­
ventionen, die unter das Verbot von Ar­
tikel 4 Buchstabe c EGKS-Vertrag fielen, 
nicht im Rahmen eines Produktionsquo­
tensystems nach Artikel 58 berücksichtigt 
werden. Denn um das Subventionsverbot 
des Artikels 4 Buchstabe c durchzuset­
zen, stehe der Kommission ausschließlich 
das Verfahren nach Artikel 88 EGKS-
Vertrag zu Gebote; danach sei sie ver­
pflichtet, bei einem Verstoß gegen das 
Subventionsverbot des Artikels 4 Buch­
stabe c ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen den betreffenden Mitgliedstaat 
einzuleiten. 

Wenn von der Quote der Unternehmen, 
die eine spezielle Subvention erhielten, 
im Rahmen des Produktionsquotensy­
stems ein Quotenmalus abgezogen 
werde, so würde dies die verbotene Sub­
vention bestehen lassen und deshalb eine 
Verletzung des Vertrags fortsetzen. Eine 
Koppelung der Zwecke des Artikels 58 
EGKS-Vertrag mit denen des Artikels 4 
Buchstabe c und des Artikels 88 wäre 
unzulässig. 

Würde man die Sanktion des Subven­
tionsverbots nach Artikel 88 EGKS-Ver­
trag durch eine andere, im Rahmen des 
Quotensystems einzuführende Sanktion 
ersetzen, so würde dies gegen den allge­
meinen Grundsatz des öffentlichen 
Rechts verstoßen, daß die öffentliche 
Gewalt ihre Befugnisse nicht zu Zwek-
ken nutzen dürfe, für die eine andere 
Handlungsform zwingend vorgeschrie­
ben sei. 

D — Zur vierten Rüge 

Die Klägerin trägt vor, die angefochte­
nen Entscheidungen setzten rechtswidrig 
den Teil der vierteljährlichen Produk­
tionsquoten fest, der innerhalb des Ge­
meinsamen Marktes geliefert und der 
ausgeführt werden dürfe. Durch die 
Quote werde nicht nur die Erzeugung 
beschränkt; sie enthalte auch eine men­
genmäßige Beschränkung der Lieferun­
gen, die die Klägerin in den betreffenden 
Quartalen vornehmen dürfe. Die Liefer­
quoten für den Binnenmarkt seien zwar 
notwendig, um zu verhindern, daß die 
außerhalb der Gemeinschaft nicht abge­
setzte Produktion auf dem Gemeinsamen 
Markt angeboten werde; dazu hätte es 
aber genügt, die Produktion zu quotisie-
ren und nur die nachgewiesenen Exporte 
hiervon auszunehmen. Die Kommission 
habe jedoch nicht nur für den Gemeinsa­
men Markt, sondern auch für die Aus­
fuhren in Drittländer Produktionsquoten 
festgesetzt, ohne daß eine solche Maß­
nahme auf Artikel 58 EGKS-Vertrag ge­
stützt werden könne. Sie könne zwar als 
nach Artikel 95 Absatz 1 EGKS-Vertrag 
zulässig angesehen werden, soweit die 
Voraussetzungen für die Anwendung 
dieser Vorschrift erfüllt seien; dies sei 
aber im vorliegenden Fall zu verneinen. 

Die Kommission habe somit gegen den 
Vertrag verstoßen. Da sie außerdem 
nicht begründet habe, weshalb die Ein­
fuhren in die Lieferquoten einbezogen 
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worden seien, habe sie auch eine wesent­
liche Formvorschrift verletzt. 

Die Kommission entgegnet, die Klägerin 
habe Artikel 5 der Entscheidung Nr. 
1831/81 mißverstanden, da diese Bestim­
mung keineswegs die Regelung von 
„Lieferquoten" enthalte. Lieferungen der 
Unternehmen bestünden aus zwei Kom­
ponenten, nämlich aus den im Rahmen 
der vierteljährlich festgesetzten Quote 
produzierten Erzeugnissen und aus den 
Lagerbeständen, die aus früherer Pro­
duktion stammten. Für den Absatz von 
Lagerbeständen sehe die Entscheidung 
Nr. 1831/81 keinerlei Begrenzung vor, 
was aber notwendig zu regeln gewesen 
wäre, wenn ein System von Lieferquoten 
hätte eingeführt werden sollen. Die in 
den Artikeln 5 und 8 der allgemeinen 
Entscheidung enthaltene Regelung solle 
bei einem Rückgang der Exporte verhin­
dern, daß die außerhalb der Gemein­
schaft nicht abgesetzten Produkte auf 
dem Gemeinsamen Markt angeboten 
würden. Deshalb sei es verboten worden, 
das Verhältnis der Lieferungen innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes zur Gesamt­
produktion, wie es während des Ver­
gleichszeitraums bestanden habe, zu 
überschreiten. Die Einrede der Rechts­
widrigkeit gegenüber dieser Regelung sei 
somit unbegründet. 

Die Klägerin beschwere sich auch zu 
Unrecht darüber, daß sie nur einen Teil 
ihrer Erzeugnisse exportieren könne. 
Zum einen könne aus den Lagerbestän­
den uneingeschränkt sowohl auf den Ge­
meinsamen Markt als auch in Drittländer 
geliefert werden. Zum anderen enthalte 
die Entscheidung Nr. 1831/81 keine 
Vorschrift zur Begrenzung des Teils der 
Produktion, der ausgeführt werden 
dürfe, da die Gemeinschaft gerade we­
gen der damit verbundenen Entlastung 
des Binnenmarkts ein Interesse daran 
habe, daß die Unternehmen ihre Erzeug­
nisse ausführten. Die Rüge der Klägerin 
gehe also insoweit ins Leere. 

Die Klägerin erwidert, nach Artikel 5 der 
Entscheidung Nr. 1831/81 könne sie nur 
den Teil ihrer Produktionsquote expor­
tieren, den sie nicht auf dem Gemeinsa­
men Markt absetze. Dies sei eine men­
genmäßige Ausfuhrbeschränkung und 
damit eine Lieferquote sowie eine Kon­
tingentierung des Exports. Damit werde 
gegen den EGKS-Vertrag verstoßen, 
weil nach diesem die Zuständigkeit für 
die Regelung des Exports den Mitglied­
staaten · vorbehalten geblieben sei. Die 
Klägerin beruft sich in diesem Zusam­
menhang auf die Artikel 59, 61 Absatz 1, 
71 Absatz 1, 73 Absatz 1 und 74 EGKS-
Vertrag sowie auf § 19 des Abkommens 
über die Übergangsbestimmungen. 

Die Kommission hält dem entgegen, im 
Vorbringen der Klägerin werde nicht be­
rücksichtigt, daß es jederzeit möglich sei, 
Lagerbestände abzusetzen. Außerdem 
müsse dem Umstand Rechnung getragen 
werden, daß die Nachfrage nach Stahl 
auch auf den Märkten der Drittländer 
nachlasse, so daß ein Rückgang der Aus­
fuhren zu einer Erhöhung des Angebots 
auf dem Gemeinsamen Markt führe. Bei 
dieser Sachlage könne der Zweck des 
Artikels 58 EGKS-Vertrag gerade durch 
die Einführung eines Mechanismus er­
reicht werden, der die Unternehmen 
zwinge, vori sich aus ihre Produktion 
dem Rückgang der Drittlandsnachfrage 
anzupassen. Ein solches Vorgehen be­
deute keine Erweiterung der Befugnisse, 
die der Kommission nach Artikel 58 
EGKS-Vertrag zustünden. 

E — Zurfünften Rüge 

Die Klägerin trägt vor, es fehle an der 
nach Artikel 58 § 1 EGKS-Vertrag erfor­
derlichen Zustimmung des Rates zu der 
fraglichen allgemeinen Entscheidung. 
Auf die mehrfache Aufforderung, die 
Entscheidung des Rates, durch die die 
Zustimmung erteilt worden sei, vorzule­
gen, habe die Kommission lediglich eine 
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Mitteilung des Generalsekretariats des 
Rates an die Presse vorgelegt; dieses 
Schriftstück sei aber ohne jeden Belang. 
Denn die Frage, ob wirklich eine „Zu­
stimmung“ erteilt worden sei und ob 
diese den vom EGKS-Vertrag geforder­
ten Inhalt gehabt habe, lasse sich nur an­
hand der Unterlagen, die die Kommis­
sion dem Rat für die Sitzung vorgelegt 
habe, in der die Zustimmung habe erteilt 
werden sollen, sowie anhand des Proto­
kolls und des Tonbands dieser Sitzung 
beurteilen. Es fehle daher in erster Linie 
an einem Nachweis. 

Vorsorglich trägt die Klägerin unter Be­
zugnahme auf ihr Vorbringen in ande­
ren, gleichartigen Rechtssachen (Rechts­
sachen 119/81 und 244/81) vor, die Zu­
stimmung des Rates sei für alle Elemente 
einer Quotenregelung erforderlich, nicht 
nur für betimmte, angeblich wesentliche 
Aspekte dieser Regelung, die nur nach 
einem objektiven Kriterium ermittelt 
werden könnten, das die Kommission 
nicht habe angeben können. Davon aus­
gehend habe die „Zustimmung“ des Ra­
tes, selbst wenn sie im vorliegenden Fall 
erteilt worden sein sollte, nicht den im 
Vertrag vorgeschriebenen Inhalt gehabt. 
Die Kommission habe nämlich in der 
Rechtssache 119/81, in der dieselbe 
Frage bezüglich der allgemeinen Ent­
scheidung Nr. 2794/80 aufgeworfen 
worden sei, den Wortlaut ihrer Vor­
schläge an den Rat im Hinblick auf den 
Erlaß der Erzeugungsquotenregelung 
(Schriftstück vom 6. 10. 1980, KOM/ 
80/586 endg.) vorgelegt. Der Vergleich 
dieses Schriftstücks, von dem die Kläge­
rin wünscht, daß es gegebenenfalls auch 
in der vorliegenden Rechtssache vorge­
legt wird, mit dem endgültigen Wortlaut 
der Entscheidung Nr. 2794/80 zeige, 
daß zwischen beiden zahlreiche wichtige 
Unterschiede bestünden. Entsprechende 
Abweichungen bestünden auch zwischen 
dem Wortlaut der ursprünglichen Vor­

schläge der Kommission an den Rat und 
dem endgültigen Wortlaut der Entschei­
dung Nr. 1831/81. Daher lasse sich an­
hand der in den Akten befindlichen 
Schriftstücke nicht beurteilen, in bezug 
auf welchen Wortlaut der Rat seine an­
gebliche Zustimmung erteilt habe. Man­
gels eines objektiven Kriteriums lasse 
sich außerdem nicht feststellen, ob even­
tuelle Abweichungen zwischen beiden 
Texten wesentliche oder nur unwesent­
liche Punkte beträfen. Das grundlegende 
Erfordernis der Rechtssicherheit sei so­
mit nicht beachtet. 

Die Kommission wendet sich in rechtli­
cher wie in tatsächlicher Hinsicht gegen 
das Vorbringen der Klägerin sowie ge­
gen die Anträge auf Vorlage neuer 
Schriftstücke, die sie für überflüssig hält. 
Denn aus der Präambel der Entschei­
dung Nr. 1831/81 sowie aus einer Reihe 
von in der Rechtssache 244/81 vorgeleg­
ten Schriftstücken (Vorschlag der Kom­
mission, Dokument KOM(81) 277 endg. 
vom 22. 5. 1981, Pressemitteilungen des 
Rates Nrn. 7330/81 und 7630/81, Ver­
öffentlichung in ABl. C 196 vom 4. 8. 
1981, S. 6) gehe hervor, daß der Rat 
sehr wohl seine Zustimmung erteilt habe. 
Die Kommission fügt hinzu, Artikel 58 
§ 1 regele nicht näher, was unter „avis 
conforme" zu verstehen sei; nach der Sy­
stematik und dem Zweck der Norm sei 
es jedoch nicht erforderlich, daß die 
Kommission dem Rat bereits ein im ein­
zelnen durchformuliertes, in Entschei­
dungsform vorliegendes Quotensystem 
zuleite. Artikel 58 sehe vielmehr ein drei­
stufiges Entscheidungsverfahren vor: 
Nach § 1 Absatz 1 stelle die Kommission 
in einem ersten Schritt fest, daß sich die 
Gemeinschaft in einer offensichtlichen 
Krise befinde und daß die in Artikel 57 
vorgesehenen Maßnahmen nicht aus­
reichten, um dieser Lage zu begegnen; 
ebenfalls aufgrund von § 1 Absatz 1 
treffe sie in einem zweiten Schritt die 
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Entscheidung über die Einführung eines 
Systems von Erzeugungsquoten; § 2 er­
mächtige sie, in einem dritten Schritt das 
Quotensystem im einzelnen auszugestal­
ten und durch einen oder mehrere 
Rechtsakte rechtlich verbindlich zu ma­
chen. An diesem Entscheidungsverfahren 
sei der Rat nur in der zweiten Stufe be­
teiligt: Die Kommission habe die Zustim­
mung des Rates zur Einführung eines 
Systems von Erzeugungsquoten einzuho­
len, nicht aber zur Ausgestaltung dieses 
Systems und zu seiner Umsetzung in 
Rechtsakte. Da diese Grundsätze im vor­
liegenden Fall beachtet worden seien, 
habe das Verfahren zum Erlaß der Ent­
scheidung Nr. 1831/81 den Anforderun­
gen des Artikels 58 EGKS-Vertrag ent­
sprochen; auf eventuelle Abweichungen 
zwischen dem Entwurf, den die Kom­
mission dem Rat zugeleitet habe, und 
dem von der Kommission nach Erteilung 
der Zustimmung des Rates erlassenen 
Rechtsakt zur Einführung der Quotenre­
gelung komme es nicht an. Solche 
Abweichungen seien das Ergebnis des 
Willensbildungsprozesses, der mit der 
Entscheidung des Rates, seine Zustim­
mung zu erteilen, ende. Aufgrund der 
Erörterungen im Rat könne die Kommis­
sion durchaus zu der Überzeugung ge­

langen, daß sie ihre ursprüngliche Kon­
zeption der Quotenregelung ändern 
müsse. Es sei sogar möglich, daß der Rat 
seine Zustimmung von der Aufnahme 
dieser oder jener Einzelheit in die Rege­
lung abhängig mache. Im übrigen be­
dürfe es keineswegs eines objektiven 
Kriteriums, nach dem man die zustim­
mungsbedürftigen von den nicht zustim­
mungsbedürftigen Elementen der Ent­
scheidung trennen könne, da diese Zu­
stimmung ausschließlich das Ob der Ein­
führung der Quotenregelung betreffe, 
während für die konkrete Ausgestaltung 
die Kommission zuständig sei. 

IV — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

In der Sitzung vom 15. Dezember 1982 
haben die Firma Klöckner-Werke AG, 
vertreten durch Professor Bodo Börner, 
und die Kommission, vertreten durch das 
Mitglied ihres Juristischen Dienstes Nor­
bert Koch als Bevollmächtigten im Bei­
stand von Professor Eberhard Grabitz, 
mündlich verhandelt. Der Vertreter der 
Kommission hat zwei Schriftstücke vor­
gelegt. 
Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 23. Februar 
1983 vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Die Firma Klöckner-Werke AG, ein Unternehmen der Stahlindustrie mit Sitz 
in Duisburg (Bundesrepublik Deutschland), hat mit Klageschriften, die am 
8. Dezember 1981 und 15. Januar 1982 bei der Kanzlei des Gerichtshofes 
eingegangen sind, gemäß Artikel 33 Absatz 2 EGKS-Vert rag zwei identische 
Klagen auf Aufhebung der Mitteilungen der Kommission vom 26. Oktober 
und 4. Dezember 1981 erhoben. Mit ihnen hatte die Kommission in Anwen­
dung ihrer allgemeinen Entscheidung Nr . 1831/81 vom 24. Juni 1981 zur 
Einführung eines Überwachungssystems und eines neuen Systems von Erzeu­
gungsquoten für bestimmte Erzeugnisse für die Unternehmen der Stahlindu-
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strie (ABl. L 180, S. 1) für die Klägerin die Vergleichsproduktionen und 
-mengen sowie die Produktions- und Lieferquoten für aus Produkten der 
Gruppe I hergestellte Folgeerzeugnisse für das vierte Quartal des Jahres 1981 
und für das erste Quartal 1982 festgesetzt. Der Gerichtshof hat die beiden 
Rechtssachen wegen ihres Zusammenhangs durch Beschluß vom 5. Mai 1982 
miteinander verbunden. 

2 Die Klägerin stützt ihre Klage auf mehrere Rügen, die sich wie folgt zusam­
menfassen lassen: 

1. Der Rat habe der Entscheidung Nr. 1831/81 nicht ordnungsgemäß zuge­
stimmt; 

2. die Kommission habe ihre Verpflichtung verkannt, durch die Festsetzung 
der Erzeugungsquoten eine Mindestauslastung der Produktionskapazitä­
ten zu gewährleisten, und die Entscheidung Nr. 1831/81 insoweit nicht 
begründet; 

3. die Kommission habe bei der Festsetzung der Erzeugungsquoten nicht 
den Auswirkungen der rechtswidrigen Subventionen Rechnung getragen, 
die einige Mitgliedstaaten ihren Unternehmen der Stahlindustrie gewährt 
hätten; 

4. die Kommission habe die in Artikel 58 vorgesehenen Erzeugungsquoten 
durch „Lieferquoten" ersetzt sowie Quoten für den Export festgesetzt. 

3 Die Klägerin beantragt hilfsweise, 

a) die durch die angefochtenen Entscheidungen festgesetzten Produktions­
quoten insoweit aufzuheben, als sie für die Gruppen I a und I b bestimmte 
Größen unterschreiten; 

b) die Produktionsquoten insoweit aufzuheben, als die Produktion für dritte 
Länder bestimmt ist; 

c) die angefochtenen Entscheidungen insoweit aufzuheben, als sie einen Teil 
der Produktionsquoten festlegen, der auf dem Gemeinsamen Markt gelie­
fert werden darf. 
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4 Was die Hilfsanträge betrifft, so ist festzustellen, daß sich das Vorbringen zu 
dem Antrag unter a) mit der zweiten und das Vorbringen zu den Anträgen 
unter b) und c) mit der vierten Rüge deckt. Diese Anträge werden im folgen­
den deshalb zusammen mit den entsprechenden Rügen zum Hauptantrag ge­
prüft. 

5 Vorab ist auch darauf hinzuweisen, daß die Argumentation der Klägerin im 
vorliegenden Verfahren weitgehend mit der Klagebegründung in der Rechts­
sache 119/81 übereinstimmt, in der zwischen denselben Parteien das (noch 
nicht veröffentlichte) Urteil vom 7. Juli 1982 ergangen ist. Im Rahmen der 
vorliegenden Rechtssache ist allerdings zu berücksichtigen, daß die Entschei­
dung Nr. 2794/80 vom 31. Oktober 1980 (ABl. L 291, S. 1), die der in der 
Rechtssache 119/81 angefochtenen Entscheidung zugrunde lag, inzwischen 
durch die erwähnte Entscheidung Nr. 1831/81 ersetzt wurde und daß die 
Klägerin außerdem zur Begründung ihrer Klage einige neue Argumente vor­
gebracht hat. Daher muß gleichzeitig auf die durch das frühere Urteil bereits 
entschiedenen Rechts- und Tatsachenfragen und auf die mit der vorliegen­
den Klage aufgeworfenen neuen Fragen eingegangen werden. 

1. Zu r Rüge der feh lenden Zus t immung des Rates 

6 Die Klägerin bestreitet nicht, daß der Rat der Entscheidung Nr. 1831/81 
zugestimmt hat. Streitig ist nur, ob die Art und Weise, wie die Zustimmung 
erteilt wurde, den Anforderungen des Artikels 58 EGKS-Vertrag genügt. 

7 Die Klägerin trägt vor, die Kommission sei verpflichtet gewesen, dem Rat 
einen vollständig ausformulierten Entscheidungsentwurf vorzulegen, und 
habe sich nicht auf die Übermittlung mehr oder weniger konkreter Vor­
schläge beschränken dürfen. Folglich müsse die Kommission im Streitfall be­
weisen, daß die von ihr erlassene Entscheidung mit dem Text übereinstimme, 
den sie dem Rat unterbreitet und den dieser gebilligt habe. Werde dieser 
Beweis nicht erbracht, dann sei die Entscheidung gemeinschaftsrechtlich 
nicht legitimiert und stoße deshalb möglicherweise auf den Widerstand der 
Mitgliedstaaten. Die Klägerin verlangt die Vorlage der Protokolle und der 
Tonbandaufzeichnungen über die Erörterungen des Rates, damit festgestellt 
werden könne, ob das durchgeführte Verfahren den Anforderungen des Arti­
kels 58 entsprochen habe. 
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8 Mit dieser Argumentation verkennt die Klägerin sowohl die durch Artikel 58 
bewirkte Verteilung der Kompetenzen als auch die Grundsätze, auf denen 
das durch den EGKS-Vertrag geschaffene Rechtsetzungssystem beruht. 

9 Nach Artikel 58 § 1 Absatz 1 ist es Sache der Kommission festzustellen, ob 
eine offensichtliche Krise gegeben ist. Wird eine derartige Krise festgestellt 
und reichen die in Artikel 57 vorgesehenen Maßnahmen nicht aus, um dieser 
Lage zu begegnen, so ist die Kommission nach Artikel 58 verpflichtet, ein 
System von Erzeugungsquoten einzuführen. Die Befugnis zum Erlaß der ge­
eigneten Maßnahmen steht gemäß Artikel 58 der Kommission zu, wenn 
diese auch nur mit „Zustimmung" des Rates handeln darf. 

10 Die Form dieser in Artikel 58 vorgesehenen Verständigung zwischen Kom­
mission und Rat ist im einzelnen nicht geregelt. Unter diesen Umständen ist 
es Sache dieser beiden Organe, ihre Zusammenarbeit einvernehmlich und un­
ter Wahrung der jeweiligen Zuständigkeiten zu gestalten. Den Anforderun­
gen des Artikels 58 ist daher Genüge getan, wenn diese Zusammenarbeit 
dazu führt, daß der Rat dem „Quotensystem" zustimmt, das die Kommis­
sion einführen will; dabei ist es nicht notwendig, daß diese beiden Organe 
gemeinsam einen im einzelnen ausformulierten Entscheidungsentwurf erör­
tern. 

1 1 Wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 7. Juli 1982 bereits ausgeführt hat, 
spricht eine Vermutung dafür, daß die Kommissionsentscheidung, in deren 
Präambel die vom Rat erteilte Zustimmung festgestellt wird, ordnungsgemäß 
ergangen ist. Die Klägerin hat sich darauf beschränkt, hypothetische Fragen 
hinsichtlich möglicher Irregularitäten in den Beziehungen zwischen der 
Kommission und dem Rat aufzuwerfen, sie hat jedoch nicht den geringsten 
Anhaltspunkt geliefert, der einen Zweifel daran aufkommen ließe, daß die 
Zustimmung des Rates im Einklang mit den Erfordernissen des Artikels 58 
erlangt wurde. Folglich besteht kein Grund dafür, in diesem Zusammenhang 
eine Beweisaufnahme anzuordnen. 

12 Was schließlich die sich aus der gemeinschaftsrechtlichen Legitimation erge­
benden Anforderungen betrifft, so ist zu bemerken, daß das durch den 
EGKS-Vertrag geschaffene Klagesystem insoweit angemessene Garantien 
bietet. Der Rat und die Mitgliedstaaten haben gemäß Artikel 33 EGKS-Ver­
trag die Möglichkeit, eine Entscheidung der Kommission vor den Gerichts-

1565 



URTEIL VOM 11. 5. 1983 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 311/81 UND 30/82 

hof zu bringen, wenn nach ihrer Ansicht die Zustimmung des Rates nicht 
ordnungsgemäß erteilt wurde. Im vorliegenden Fall genügt es festzustellen, 
daß gegen die Entscheidung Nr. 1831/81 ein derartiger Einwand innerhalb 
der im Vertrag vorgesehenen Fristen nicht erhoben worden ist. 

13 Diese Rüge ist somit zurückzuweisen. 

2. Zur Rüge , die Kommiss ion habe die Ve rp f l i ch tung , eine Min ­
des t aus l a s tung der P r o d u k t i o n s k a p a z i t ä t e n zu gewähr l e i s t en , 
n icht beach t e t 

1 4 Die Klägerin wiederholt in der vorliegenden Rechtssache im wesentlichen die 
Argumente, die sie bereits in der Rechtssache 119/81 vorgebracht hat. Sie 
trägt vor, die Kommission müsse bei der Ermittlung einer „base équitable" 
den Unternehmen die Erhaltung einer Mindestbeschäftigung sichern, indem 
sie die Quoten so festsetze, daß jedem Unternehmen eine dem Gemein­
schaftsdurchschnitt entsprechende Auslastung seiner Produktionskapazität 
gewährleistet werde. Insoweit sei die Lage der Klägerin durch die Entschei­
dung Nr. 1831/81 im Vergleich zu der Entscheidung Nr. 2794/80 sogar 
noch verschlimmert worden, denn die neue Entscheidung enthalte nicht mehr 
die in Artikel 4 Nr. 3 der früheren Entscheidung vorgesehene Möglichkeit, 
die Vergleichproduktion für Unternehmen zu erhöhen, deren Kapazitätsaus­
lastungsgrad unter dem Gemeinschaftsdurchschnitt liege; diese Vergünsti­
gung werde infolge von Artikel 6 Nr. 1 Buchstabe b der neuen Entscheidung 
nur zur Hälfte aufrechterhalten. 

15 Die Klägerin erklärt, die durch diese Verringerung ihrer Quoten hervorgeru­
fene Verschlechterung ihrer Lage gehe bis zu einer Gefährdung ihrer Exi­
stenz und bringe sie in einen „Notstand". Das mit Artikel 58 verfolgte Ziel 
könne nur durch eine Regelung erreicht werden, die den Unternehmen eine 
angemessene Auslastung ihrer jetzigen Produktionskapazität gewährleiste, 
und nicht durch einen Rückgriff auf die tatsächliche Produktion in zurück­
liegenden Zeiträumen. 

16 Im Rahmen dieser Rüge hat die Klägerin auch ihren Einwand gegen die 
Ermittlung ihrer Produktionskapazität durch die Kommission aufrechterhal­
ten. Sie meint, der Gerichtshof habe in seinem Urteil vom 7. Juli 1982 über 
diesen Punkt nicht abschließend entschieden, und hält deshalb an ihren 
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Schlußfolgerungen aus dem sogenannten „Gutachten Kawasaki" vom 1. Mai 
1981 fest. Im vorliegenden Verfahren hat sie außerdem auf einen von Profes­
sor Jeschar mit Hilfe der Firma Stein-Heurtey erstelltes Gutachten vom 12. 
Januar 1982 über die Leistungsgrenze eines von dieser Firma gebauten Hub­
balkenofens verwiesen, der zu der "Walzstraße in Bremen gehört. Die Kläge­
rin vertritt die Auffassung, dieses Gutachten komme zu einem Ergebnis, das 
eine günstigere Berechnung der Produktionskapazität der fraglichen Anlagen 
rechtfertige. Zusätzlich hat die Klägerin ein Gutachten der Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaft Wollert-Elmendorff KG über die Höhe der Mehrverluste 
des Unternehmens im Falle einer Produktionsbeschränkung seiner Walz­
straße vorgelegt. 

17 Schließlich macht die Klägerin geltend, die Bestimmungen der Entscheidung 
Nr. 1831/81, durch die ihre Lage gegenüber der Regelung in der Entschei­
dung Nr. 2794/80 verschlechtert worden sei, seien nicht begründet worden; 
aus diesem Grund sei die Entscheidung Nr. 1831/81 wegen Verletzung einer 
wesentlichen Formvorschrift nichtig. 

18 Eine Prüfung der Entscheidung Nr. 1831/81 zeigt, daß die Kommission mit 
dieser Entscheidung die Grundlage für die Bestimmung der Vergleichspro­
duktionen, wie sie durch die Entscheidung Nr. 2794/80 festgesetzt worden 
waren, geändert hat. 

19 Zum einen wurden in Artikel 6 Nr. 1 Buchstabe a der neuen Entscheidung 
die für die Berechnung der Vergleichsproduktion herangezogenen Zeiträume 
erweitert. Diese Bestimmung hält zwar an dem Grundsatz fest, wonach die 
für die Unternehmen in der Zeit von 1977 bis 1980 günstigsten Produktions­
monate berücksichtigt werden, sie führt jedoch zwei neue Vergleichszeit­
räume ein: das Jahr 1974 und den Zeitraum unmittelbar vor Inkrafttreten der 
Entscheidung Nr. 2794/80. Zum anderen wurde die Möglichkeit einer An­
passung der Vergleichsproduktionen für Unternehmen, deren Auslastungs­
grad unter dem durchschnittlichen Auslastungsgrad der übrigen Unterneh­
men der Gemeinschaft lag, in die neue Entscheidung nicht mehr aufgenom­
men. Die Vergünstigungen, die den betroffenen Unternehmen aufgrund von 
Artikel 4 Nr. 3 der Entscheidung Nr. 2794/80 gewährt worden waren, blie­
ben diesen Unternehmen jedoch gemäß Artikel 6 Nr. 1 Buchstabe b der Ent­
scheidung Nr. 1831/81 zur Hälfte erhalten. 
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20 Wie aus den im Verfahren abgegebenen Erklärungen hervorgeht, wollte die 
Kommission mit dieser Änderung des Systems die Berechnung der Vergleichs­
produktionen dadurch auf eine für alle Unternehmen der Gemeinschaft ge­
rechtere Grundlage stellen, daß künftig sowohl ein Produktionszeitraum vor 
der Krise als auch ein Zeitraum kurz vor Einführung des Erzeugungsquoten­
systems berücksichtigt werden sollte. Die Kommission meint, der in der frü­
heren Entscheidung vorgesehene Rückgriff auf die Produktionskapazität als 
Korrektiv der Vergleichsproduktionen sei dadurch entbehrlich geworden, 
daß die der Quotenfestsetzung zugrundeliegenden Kriterien der tatsächli­
chen Lage der Unternehmen besser angepaßt worden seien. Den durch dieses 
Korrektiv begünstigten Unternehmen habe man die erlangte Vergünstigung 
zwar zum Teil belassen; sie sei jedoch durch die Anwendung des arithmeti­
schen Mittels der beiden in Artikel 6 Nr. 1 der Entscheidung Nr. 1831/81 
berücksichtigten Faktoren abgeschwächt worden. 

21 In diesem Zusammenhang trägt die Kommission vor, nach den gesammelten 
Erfahrungen habe das Korrektiv des Artikels 4 Nr. 3 der Entscheidung Nr. 
2794/80 im Ergebnis den Unternehmen, deren Auslastungsgrad unter dem 
Gemeinschaftsdurchschnitt gelegen habe, zu Lasten der übrigen Unterneh­
men einen ungerechtfertigten Vorteil verschafft. Von allen Unternehmen 
habe die Klägerin am meisten von dieser Bestimmung profitiert. Ziel der 
neuen Entscheidung sei es gerade, diese Vergünstigung einzuschränken, um 
Beschwerden anderer, weniger begünstigter Unternehmen gerecht zu wer­
den. Dabei könne die Behandlung, die der Klägerin aufgrund der neuen Ent­
scheidung zuteil geworden sei, nicht als „Verschlechterung" ihrer früheren 
Lage qualifiziert werden; die neue Entscheidung bedeute nichts anderes als 
die teilweise Rücknahme eines ungerechtfertigten Vorteils. 

22 Die Kommission macht geltend, durch die neue Definition der für die Er­
zeugungsquotenberechnung maßgeblichen Faktoren sei sie der Festlegung 
einer „base équitable" für alle Unternehmen der Gemeinschaft noch näher 
gekommen. Sie hebt unter Bezugnahme auf ihre Argumentation in der 
Rechtssache 119/81 hervor, ein gemäß Artikel 58 eingeführtes System von 
Erzeugungsquoten dürfe nicht an die Produktionskapazität, sondern müsse 
notwendigerweise an die tatsächliche Produktion der Unternehmen anknüp­
fen. Denn die Kapazität besage nichts über die tatsächliche Produktion und 
sei deshalb kein geeignetes Kriterium für die Anpassung dieser Produktion 
an die gesunkene Nachfrage. 
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23 Wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 7. Juli 1982 entschieden hat, kann 
vernünftigerweise nicht bestritten werden, daß die Entscheidung der Kom­
mission für das Kriterium der tatsächlichen Erzeugung mit Artikel 58 § 2 des 
Vertrages im Einklang steht, nach dem „angemessene" Quoten festgesetzt 
werden müssen. In dem Urteil wurde weiter ausgeführt, daß der Rückgriff 
auf die tatsächliche Erzeugung der Unternehmen im Unterschied zum Krite­
rium der Produktionskapazität, deren Bewertung zwangsläufig unsicher ist, 
den doppelten Vorteil hat, eine objektive Beurteilungsgrundlage zu liefern 
und eine Verminderung der Gesamtproduktion zu ermöglichen, ohne daß 
damit die Stellung der einzelnen Unternehmen auf dem Markt verändert 
wird. 

24 Die Kommission hat dadurch, daß sie die Vergünstigung, die sich für be­
stimmte Unternehmen zu Lasten anderer Unternehmen aus der Berücksichti­
gung eines unter dem Gemeinschaftsdurchschnitt liegenden Auslastungsgra­
des ergab, eingeschränkt hat, um auf diese Weise die durch die Krise hervor­
gerufenen Belastungen besser auf sämtliche Unternehmen der Gemeinschaft 
zu verteilen, nicht die Grenzen des Beurteilungsspielraums überschritten, der 
ihr aufgrund der Vorschrift in Artikel 58, wonach „angemessene" Erzeu­
gungsquoten festzusetzten sind, zusteht. 

25 Aus diesen Überlegungen ergibt sich, daß die Klägerin mit ihrem Vorbrin­
gen, das System der Erzeugungsquoten müsse so ausgestaltet werden, daß es 
den Unternehmen eine angemessene Auslastung ihrer Produktionskapazität 
garantiere, den eigentlichen Zweck des Artikels 58 EGKS-Vertrag verkennt. 
Durch diese Bestimmung soll den Unternehmen nämlich nicht ermöglicht 
werden, sich in einer Krise den Konsequenzen ihrer früheren Investitions­
und Produktionsentscheidungen zu entziehen, wenn sich herausstellt, daß bei 
diesen die wirtschaftliche Entwicklung nicht richtig eingeschätzt worden war. 

26 Zwar sollen die aufgrund von Artikel 58 getroffenen Maßnahmen die ge­
samte Stahlindustrie der Gemeinschaft in die Lage versetzen, die krisenhaften 
Auswirkungen im Falle eines Nachfragerückgangs auf einer gemeinsamen 
Grundlage und durch eine solidarische Anstrengung zu bewältigen. Wie der 
Gerichtshof in seinem Urteil vom 7. Juli 1982 ausgeführt hat, verpflichtet 
diese Vorschrift die Kommission jedoch keineswegs, einem bestimmten 
Unternehmen zu Lasten der übrigen Unternehmen der Gemeinschaft eine 
Mindestproduktion zu gewährleisten, die dieses Unternehmen nach seinen 
eigenen Rentabilitäts- und Entwicklungskriterien für angezeigt hält. 
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27 'Was den Einwand der Klägerin gegen die Ermittlung ihrer Produktionskapa­
zität durch die Kommission im Rahmen von Artikel 4 Nr. 3 der Entschei­
dung Nr. 2794/80 anbelangt, so ist auf die Entscheidungsgründe des Urteils 
vom 7. Juli 1982 zu verweisen, in dem dieser Einwand nach eingehender 
Prüfung der Vorgeschichte dieses Streitpunktes unmißverständlich zurückge­
wiesen worden ist. Es genügt, daran zu erinnern, daß die Klägerin jahrelang 
unrichtige Angaben über die Produktionskapazität ihrer Anlagen gemacht 
hatte und daß sich die Kommission im Anschluß an eine Betriebsprüfung 
bereit erklärt hat, eine berichtigte Erklärung der Klägerin zu akzeptieren, auf 
der fortan die Entscheidungen über die Festsetzung der Erzeugungsquoten 
beruhten. 

28 Im vorliegenden Verfahren hat die Klägerin keine neuen Tatsachen vorgetra­
gen, die eine abweichende Beurteilung rechtfertigen könnten. Durch die Vor ­
lage des Gutachtens Jeschar, das sich auf eine mathematische Simulation 
stützt, versucht die Klägerin, ein Element der gutachtlichen Stellungnahme 
CRM/Kawasak i zu berichtigen, die der Gerichtshof ohnehin als nicht be­
weiskräftig angesehen hat. Bei dem Gutachten Wollert-Elmendorff handelt 
es sich um die Stellungnahme einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, durch 
die die voraussichtlichen finanziellen Auswirkungen der Festsetzung der Er­
zeugungsquoten des Unternehmens für das dritte Quartal 1981 im Vergleich 
zu dem von der Klägerin angenommenen Fall ermittelt werden sollten, daß 
Quoten auf der Grundlage einer der durchschnittlichen Kapazitätsauslastung 
der Unternehmen der Gemeinschaft entsprechenden hypothetischen Produk­
tionsmenge berechnet und zugeteilt werden. Diesem Gutachten, durch das 
die finanzielle Bedeutung des Rechtsstreits zwischen der Klägerin und der 
Kommission ermittelt werden sollte, liegt eine Schätzung der Produktionska­
pazität zugrunde (459 000 t pro Monat , das sind 5 508 000 t pro Jahr) , der 
der Gerichtshof bereits in seinem Urteil vom 7. Juli 1982 ausdrücklich die 
Anerkennung versagt hat. Aus ihm ergibt sich somit kein neuer Gesichts­
punkt für die Beurteilung der Frage, die die Klägerin in bezug auf ihre P ro ­
duktionskapazität aufgeworfen hat. 

29 Es ist somit festzustellen, daß dieser Streitpunkt durch das Urteil vom 7. Juli 
1982 endgültig geregelt ist. 

30 Mit der Rüge, die Entscheidung Nr. 1831/81 sei nicht hinreichend begrün­
det, macht die Klägerin schließlich geltend, die Gründe der Kommission 
seien in der Präambel der Entscheidung nicht angemessen zum Ausdruck ge-
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kommen; darin finde sich zu der hier streitigen Frage nur der Hinweis, daß 
die Kommission „den bei der Verwaltung des mit [der Entscheidung 
Nr. 2794/80] eingeführten Systems gesammelten Erfahrungen" Rechnung 
getragen habe. Die neue Entscheidung sei deshalb wegen Verletzung einer 
wesentlichen Formvorschrift nichtig. 

31 Dazu ist zunächst zu bemerken, daß die Kommission in dem zitierten Absatz 
der Präambel die Gründe für die Maßnahme genannt hat, die als das wesent­
liche Element der neuen Entscheidung erscheint: die Anpassung der Ver­
gleichszeiträume im Sinne einer besseren Definition der Berechnungsgrund­
lage für die Quoten, und zwar durch die Berücksichtigung von Produktions­
zeiträumen, die repräsentativer sind als die zuvor in Betracht gezogenen 
Zeiträume. Diese Elemente der Begründung liefern den betroffenen Unter­
nehmen hinreichend genaue Angaben über das von der Kommission verfolgte 
Ziel. Die Kritik der Klägerin richtet sich daher in Wirklichkeit nur dagegen, 
daß die Kommission den teilweisen Verzicht auf ein in der Entscheidung 
Nr. 2794/80 vorgesehenes Korrektiv — den Rückgriff auf die Produktions­
kapazität — nicht begründet habe. 

32 Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl. zuletzt das Urteil vom 
28. 10. 1982 in den Rechtssachen 292 und 293/81, Lion u.a., noch nicht 
veröffentlicht) muß die Begründung von Rechtsakten der Gemeinschaft der 
Rechtsnatur des betreffenden Rechtsaktes angepaßt sein; sie muß die Überle­
gungen der Gemeinschaftsbehörde, die den Rechtsakt erlassen hat, klar und 
unzweideutig erkennen lassen, so daß die Betroffenen die Gründe für die 
erlassene Maßnahme erfahren können und der Gerichtshof seine Kontrolle 
ausüben kann. Im Falle eines Rechtsaktes mit Verordnungscharakter wie der 
hier streitigen allgemeinen Entscheidung kann nicht verlangt werden, daß in 
der Begründung die verschiedenen, manchmal sehr zahlreichen und komple­
xen tatsächlichen und rechtlichen Einzelheiten dargelegt werden, die Gegen­
stand derartige Rechtsakte sind, wenn diese Einzelheiten sich in dem syste­
matischen Rahmen der Gesamtregelung halten, zu der sie gehören. 

33 Das ist bei den in Rede stehenden Bestimmungen unbestreitbar der Fall, de­
ren Sinngehalt die Klägerin durch einen Vergleich zwischen den Bestimmun­
gen der beiden aufeinanderfolgenden Entscheidungen ohne Schwierigkeit er­
mitteln konnte. Man kann somit nicht so weit gehen zu verlangen, daß die 
Kommission eine Detailregelung besonders hätte erläutern müssen, die sich 
lediglich als abgeschwächte Übernahme eines Korrektivs in die neue Ent-
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Scheidung darstellt, das seine Grundlage und Rechtfertigung in der Entschei­
dung Nr. 2794/80 findet. 

34 Aus alledem folgt, daß diese Rüge zurückzuweisen ist. 

3. Zu der R ü g e , die Kommiss ion habe die Auswi rkung r ech t s ­
wid r ige r Subven t ionen nicht be rücks i ch t ig t 

35 Im Rahmen dieser Rüge hat die Klägerin die Argumente unverändert 
wiederholt, die sie bereits in der Rechtssache 119/81 vorgebracht hatte. 

36 Es wird daran erinnert, daß der Gerichtshof in seinem Urteil vom 7. Juli 
1982 die Vorwürfe der Klägerin gegen die Untätigkeit der Kommission an­
gesichts öffentlicher Beihilfen für begründet erklärt hat, die in einigen Mit­
gliedstaaten die Produktions- und Wettbewerbsbedingungen im Stahlsektor 
verfälscht haben. In demselben Urteil hat der Gerichtshof aber auch entschie­
den, daß die Kommission zwar bei der Ausgestaltung des Systems der Erzeu­
gungsquoten den Auswirkungen von Subventionen Rechnung tragen darf, 
deren Rechtswidrigkeit in den dafür geeigneten Verfahren nachgewiesen 
worden ist, daß der Einsatz der Krisenbekämpfungsmaßnahmen nach Artikel 
58 als Korrektiv der Auswirkung rechtswidriger Beihilfen der Mitgliedstaaten 
jedoch nicht verlangt werden. 

37 Da in diesem Zusammenhang kein neues Argument vorgebracht wurde, ist 
diese Rüge ebenfalls zurückzuweisen. 

4. Zu der R ü g e , die Kommiss ion habe die E r z e u g u n g s q u o t e n 
durch „ L i e f e r q u o t e n " für den Gemeinsamen M a r k t e r se t z t 
und Q u o t e n für den Expor t fes tgese tz t 

38 Die Klägerin macht geltend, die Frage der „Lieferquoten", die bereits Ge­
genstand der Rechtssache 119/81 gewesen sei, sei durch das Urteil vom 
7. Juli 1982 nicht entschieden worden, denn der. Gerichtshof habe in diesem 
Urteil festgestellt, daß dieser Begriff bei der Festsetzung der Erzeugungsquo­
ten für das zweite Quartal 1981 keine Rolle gespielt habe. Sie beantragt da­
her die erneute Prüfung dieses Fragenkomplexes und trägt im wesentlichen 
vor, Artikel 58 habe der Kommission allein die Befugnis übertragen, auf die 
Produktion einzuwirken, nicht aber auf den Absatz von Stahl auf dem Ge-
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meinsamen Markt oder auf Ausfuhrmärkten. Aus dem EGKS-Vertrag könn­
ten keine „implied powers" hergeleitet werden, die die Kommission in die 
Lage versetzten, auf die Lieferung von Waren einzuwirken. 

39 Zu der Aufteilung der Lieferungen auf den Binnenmarkt und auf die Dritt­
länder meint die Klägerin, Artikel 58 ermächtigte die Kommission nicht, den 
Außenhandel zu regeln, und insbesondere nicht, die Ausfuhren zu beschrän­
ken. Nach dem EGKS-Vertrag falle die Handelspolitik in die Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten. Die Kommission hätte die Erzeugungsquoten auf der 
Höhe nur der Binnennachfrage festsetzen und den Unternehmen gestatten 
können, nachweislich in dritte Länder exportierte Produktionsmengen von 
der auf die Erzeugungsquoten anzurechnenden Produktion abzusetzen. 

40 Da die aufgeworfenen Fragen in der Entscheidung Nr. 1831/81 eingehender 
geregelt sind als in der früheren Entscheidung, muß bei der Auseinanderset­
zung mit der Argumentation der Klägerin auf die neuen Bestimmungen 
eingegangen werden. 

41 Nach Artikel 5 der Entscheidung Nr. 1831/81 setzt die Kommission für je­
des Unternehmen die vierteljährlichen Erzeugungsquoten und den Teil der 
Quoten fest, der innerhalb des Gemeinsamen Marktes geliefert werden darf. 
Die Einzelheiten dieser Aufteilung sind in den Artikeln 8 bis 11 geregelt; 
nach Artikel 11 Absatz 5 gelten Lieferungen, für die ein Unternehmen keinen 
Nachweis der Ausfuhr aus dem Hoheitsgebiet der Gemeinschaft vorlegt, als 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes vorgenommen. 

42 Aus diesen Bestimmungen ergibt sich, daß die Kommission für jedes Unter­
nehmen eine globale Erzeugungsquote festsetzt und davon den Teil be­
stimmt, der auf dem Gemeinsamen Markt abgesetzt werden darf; der ver­
bleibende Teil darf auf Drittlandsmärkte geliefert werden. In Artikel 9 der 
Entscheidung sind verschiedene prozentuale Kürzungen für die Festlegung 
der Produktionsquoten bzw. des Teils dieser Quoten, der innerhalb des Ge­
meinsamen Marktes geliefert werden darf, vorgesehen. Die prozentualen 
Kürzungen für das vierte Quartal 1981 und für das erste Quartal 1982 
wurden im Einklang mit dieser Bestimmung durch die Entscheidungen 
Nr. 2979/81 vom 15. Oktober 1981 (ABl. L 298, S. 11) und Nr. 3328/81 
vom 20. November 1981 (ABl. L 334, S. 34) festgesetzt. 
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43 In seinem Urteil vom 7. Juli 1982 hat der Gerichtshof darauf hingewiesen, 
daß sich jede Produktionsbeschränkung aufgrund der Beschaffenheit des in 
Artikel 58 EGKS-Vertrag vorgesehenen Instruments sowohl auf die Absatz­
möglichkeiten im Gemeinsamen Markt als auch auf die Exportmöglichkeiten 
auswirkt. Wie die Kommission zu Recht erklärt hat, wäre die Einführung 
von Erzeugungsquoten wirkungslos, wenn es den Unternehmen weiterhin 
freistünde, unkontrollierte Mengen nach Drittländern auszuführen, denn 
derartige Ausfuhren könnten nicht nur eine Beeinträchtigung der Interessen 
der Gemeinschaft auf diesen Märkten, sondern auch den Rückfluß bestimm­
ter Mengen auf den Binnenmarkt zur Folge haben und somit dessen Gleich­
gewicht gefährden. 

44 Wie in demselben Urteil ausgeführt wurde, steht die Entscheidung darüber, 
inwieweit im Rahmen der nach Artikel 58 zu erlassenden Maßnahmen der 
Handel mit Drittländern berücksichtigt werden soll, im Ermessen der Kom­
mission. Denn dieses Organ hat insoweit sowohl den eigenen Bedürfnissen 
des Gemeinsamen Marktes als auch den Belangen der Gemeinschaft in ihren 
Beziehungen zu Drittländern Rechnung zu tragen. Zwar ermächtigt Artikel 
58 die Kommission, in einer offensichtlichen Krise auf die Erzeugung einzu­
wirken, ohne daß in diesem Zusammenhang der Handel mit Drittländern 
erwähnt wird. Gleichwohl kann diese Bestimmung nicht dahin ausgelegt wer­
den, daß jedem Unternehmen nur eine globale Erzeugungsquote mit der 
Möglichkeit des Absatzes entweder auf dem Binnenmarkt oder auf einem 
Drittlandsmarkt zugeteilt werden dürfte. 

45 Daraus ergibt sich, daß die Kommission die ihr nach Artikel 58 zustehenden 
Befugnisse nicht überschritten hat, als sie in der angefochtenen Entscheidung 
unterschiedliche vierteljährliche Vergleichsproduktionen und -mengen zur 
Anwendung der prozentualen Kürzungen für die Bestimmung der Produk­
tionsquote bzw. des Teils der Produktion festgesetzt hat, der innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes geliefert werden durfte. 

46 Auch diese Rüge greift deshalb nicht durch. 

Kos ten 

47 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur 
Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Klägerin mit ihrem Vorbringen 
unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 
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KLÖCKNER-WERKE / KOMMISSION 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Die Klagen werden abgewiesen. 

2. Die Klägerin wird verurteilt, die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

O'Keeffe Pescatore Bosco Koopmans Bahlmann 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 11. Mai 1983. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Vierten Kammer 

A. O'Keeffe 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 23. FEBRUAR 1983 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Während der Gültigkeitsdauer der Ent­
scheidung Nr. 1831/81 vom 24. Juni 
1981 (ABI. L 180 vom 1. 7. 1981, S. 1 ff.) 
erhielt die Firma Klöckner, die in der 
Rechtssache 244/81 1, die sich auf das 
dritte Quartal 1981 beziehende Quoten­
mitteilung angegriffen hat, entspre­

chende Mitteilungen auch für das vierte 
Quartal 1981 und die beiden ersten 
Quartale des Jahres 1982. 

Es handelt sich um den Bescheid vom 26. 
Oktober 1981, der sich — was die für 
das vierte Quartal 1981 maßgebenden 
Kürzungssätze angeht — auf die Ent­
scheidung Nr. 2979/81 (ABl. L 298 vom 
17. 10. 1981, S. 11) stützte, den Bescheid 
vom 4. Dezember 1981, der auf der für 
das erste Quartal 1982 maßgebenden 
Entscheidung Nr. 3328/81 (ABl. L 334 1 — Rechtssache 244/81 — Klöckner-Wcrkc AG gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften. 
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